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Russland und seine Minderheiten 





Großansicht des Bildes mit der Bildunterschrift: 
Terror und Gewalt, diese Begriffe verbinden die meisten Menschen in Russland mit den kaukasischen Minderheiten im Land. Das prägt die Atmosphäre. Menschen, die fremd aussehen, werden immer häufiger von Nationalisten und deren Sympathisanten angefeindet. 

 



Bildunterschrift: Großansicht des Bildes mit der Bildunterschrift:  
Nach Terroranschlägen in Russland - wie zuletzt beim Selbstmordattentat auf den größten Flughafen des Landes bei Moskau - ist einer der ersten Reflexe der Blick auf die Kaukasusregion. Immer wieder haben extremistische Islamisten ihren gewalttätigen Kampf um Unabhängigkeit in russische Städte getragen. Diese Erfahrungen und die oft einseitige Darstellung in den staatlich kontrollierten Medien prägen den Umgang großer Teile der russischen Bevölkerung mit Minderheiten.

Viele Ausländer und Menschen, die nicht slawisch aussehen, fühlen sich in den Großstädten nicht mehr sicher. Vor allem Bürger aus den Kaukasusrepubliken haben Angst, nachts aus dem Haus zu gehen. Menschenrechtsgruppen, die sich für sie einsetzen, werden bei ihrer Arbeit behindert und bedroht. Die Zahl rassistischer Angriffe nimmt zu, allein in Moskau starben im vergangenen Jahr mindestens 40 Menschen. 

http://www.dw-world.de/dw/article/0,,6382881,00.html

Wahlen in Russland 

Dezember 2011 

Russland ist schon lange ein Schwerpunkt der GfbV-Arbeit. Seit Beginn des ersten Krieges in Tschetschenien 1994 setzen wir uns für Frieden im Nordkaukasus ein. Etliche Kampagnen haben wir den indigenen Völkern in der Russischen Föderation gewidmet. Die GfbV arbeitet eng mit den führenden Menschenrechtsorganisationen in Russland zusammen. Sie hat 2005 den ehemaligen Sowjetdissidenten, Demokraten und Menschenrechtler Sergej Kowaljow und 2009 Oleg Orlov, den Leiter der renommierten Organisation Memorial, mit ihrem Victor-Gollancz-Menschenrechtspreis ausgezeichnet. Auch die Kontakte zu den namhaften Menschenrechtlern in Tschetschenien bestehen.
Für sie alle - die Menschen im Nordkaukasus, die Demokraten und Menschenrechtsaktivisten in Russland und Tschetschenien sowie die Angehörigen der indigenen Völker Russlands - wäre die höchstwahrscheinliche Wiederwahl Wladimir Putins zum Präsidenten am 4. März 2012 eine Katastrophe.
Situation der Minderheiten
Chronologie Dezember 2011

13.12.2011 Inguschetien: Polizei tötet drei mutmaßliche Kämpfer 
Bei einem Feuergefecht am Rand des Dorfes Kalanjurt töten Mitarbeiter der Polizei drei Personen, die auf sie geschossen haben sollen. Es soll sich nach Angaben der Innenbehörden um den 25-jährigen Jusup Magomedow, Schamil Magomedow und Islam Chartischew handeln. In ihrem Wagen seien Waffen gefunden worden. Am 3.12. war es in Inguschetien zu einem ähnlichen Zwischenfall gekommen, bei dem der 20-jährige Schajchi Schejchow erschossen wurde, der auch dem bewaffneten Untergrund angehört haben soll. 

12.12.2011 Inguschetien: Magomed Arselgow verschwunden 
Am 30.11.2011 wurde Magomet Aselgow zum letzten Mal gesehen. Der 1986 geborene junge Mann hat einen Freund im Außenbezirk der Stadt Karabulak besucht. Sein Auto wurde dort gefunden. Um den Wagen herum wurden Abdrücke von Stiefeln oder Winterschuhen gefunden, berichtet sein Bruder. Magomed trug aber leichte Schuhe. Die Familie fürchtet, dass er von Sicherheitskräften entführt worden sein könnte, und wandte sich an den Geheimdienst, die Polizei und die Staatsanwaltschaft. Bislang fehlt aber jede Spur des jungen Mannes. 

9.12.2011 Moskau: Memorial protestiert gegen Massenverhaftungen von Demonstranten 
In einer Stellungnahme protestiert die Menschenrechtsorganisation Memorial gegen die Massenverhaftungen von Demonstranten und dagegen, wie die Verhafteten behandelt wurden. Viele von ihnen, darunter auch Journalisten, wurden geschlagen. Die Polizeiwachen seien vollkommen überfüllt gewesen. Die Verhafteten hätten keinen Platz zum Sitzen, geschweige denn zum Schlafen gehabt, außerdem habe man ihnen nichts zu trinken oder essen gegeben. Es sei gegen Bestimmungen der Verfassung verstoßen worden, zum Beispiel auch dadurch, dass keine Rechtsanwälte durchgelassen wurden. Es wurden Berichte angefertigt, die nicht stimmten, auf Grundlage derer aber Urteile gefällt wurden. Die Richter verurteilten wie am Fließband wegen „Ungehorsam gegen Forderungen der Polizei“. Diese Urteile müssten überprüft und die Versammlungsfreiheit in Russland gewahrt werden. 

9.12.2011 Moskau: Memorial protestiert gegen Massenverhaftungen von Demonstranten 
In einer Stellungnahme protestiert die Menschenrechtsorganisation Memorial gegen die Massenverhaftungen von Demonstranten und dagegen, wie die Verhafteten behandelt wurden. Viele von ihnen, darunter auch Journalisten, wurden geschlagen. Die Polizeiwachen seien vollkommen überfüllt gewesen. Die Verhafteten hätten keinen Platz zum Sitzen, geschweige denn zum Schlafen gehabt, außerdem habe man ihnen nichts zu trinken oder essen gegeben. Es sei gegen Bestimmungen der Verfassung verstoßen worden, zum Beispiel auch dadurch, dass keine Rechtsanwälte durchgelassen wurden. Es wurden Berichte angefertigt, die nicht stimmten, auf Grundlage derer aber Urteile gefällt wurden. Die Richter verurteilten wie am Fließband wegen „Ungehorsam gegen Forderungen der Polizei“. Diese Urteile müssten überprüft und die Versammlungsfreiheit in Russland gewahrt werden. 

8.12.2011 Auch im Süden Russlands Proteste gegen Wahlfälschung geplant 
Nicht nur in den beiden größten russischen Städten Moskau und St. Petersburg reißt der Protest gegen die Wahlmanipulationen vom vergangenen Sonntag nicht ab. Über die sozialen Netzwerke im Internet haben sich auch in etlichen südrussischen Städten und im Kaukasus Menschen zu Kundgebungen für den Tag der Menschenrechte am 10.12.2011 verabredet. So wurden in Krasnodar, Anapa, Sotschi, Novorossijske, Rostow am Don, Wolgodonsk, Schachrach, Taganrog, Astrachen und in Wolgograd Demonstrationen angekündigt. Stündlich steigt die Zahl derer, die sich als Teilnehmer anmelden. Auch international wird der 10.12. im Zeichen des Protests gegen die Wahlfälschungen und gegen das System Putin stehen. In London, Prag, Bern, Berlin, Frankfurt, Freiburg und München sind schon Kundgebungen angemeldet. In Berlin findet sie von 14-17 Uhr statt. Treffpunkt ist vor der Russischen Botschaft. 

6.12.2011 Dagestan: Vier Verletzte nach zwei Bombenanschlägen 
In Kiziljurt explodierten in der Nacht zwei Bomben. Drei Polizisten und der Mitarbeiter eines Wachdienstes erlitten dabei Verletzungen. Die erste Explosion ereignete sich in der Nähe eines Geschäfts. Der Laden wurde demoliert und der 1942 geborene Wachmann so schwer verletzt, dass er in ein Krankenhaus eingeliefert werden musste. Die zweite Explosion war auf der Straße zwischen Kiziljurt und Schamchaljangijurt. Dort detonierte ein zehn Kilogramm schwerer Sprengsatz und zerstörte einen Polizeiwagen, in dem drei Polizisten unterwegs waren. Sie erlitten Verletzungen und wurden in ein Krankenhaus eingeliefert. Die Explosion verursachte ein 4,5 Meter großes und einen Meter tiefes Loch in der Straße. 

5.12.2011 Dagestan: „Ehrenmord“ an 22-Jähriger 
Die Mutter von Mariam Magomedow wandte sich in einem Schreiben an die Menschenrechtsorganisation Memorial und berichtet vom Mord an ihrer 22-jährigen Tochter. Ausgeführt wurde der Mord von Verwandten des Vaters. Grund war eine SMS und ein darauf folgender Anruf eines Mariam unbekannten Mannes. Ihr damaliger Ehemann verließ Mariam wegen dieser SMS, auf die keine weitere mehr folgte. Mariam lebte dann mit ihrer Mutter und weiteren Schwestern in Moskau. Die Familie ihres Mannes und ihres Vaters jedoch verbreiteten Gerüchte über ihren amoralischen Lebenswandel, bis ihr Bruder versuchte, sie nach Dagestan zu locken. Schließlich ermordet. Ihre Mutter wandte sich an die Polizei. Die Täter sind bekannt, aber die Polizei unternahm nichts, um die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. 

5.12.2011 Moskau: Zehntausende protestieren gegen die Wahlen in Russland und Hunderte werden verhaftet 
„Putin raus“, „Russland ohne Putin“ riefen die Demonstranten in Moskau und St. Petersburg am Abend des 5.12. Der Putin-Partei „Einiges Russland“ wird von russischen und internationalen Wahlbeobachtern vorgeworfen, die Duma-Wahlen massiv manipuliert zu haben. Die Partei und ihre Vertreter haben einen großen Vertrauensverlust erlitten. Es wurde deutlich, dass Millionen von zusätzlichen Stimmen für Geeintes Russland hinzugezählt wurden. Ganz besonders geschah dies in den kaukasischen Republiken und Moskau. In Dagestan und Inguschetien erhielt „Einiges Russland“ jeweils 91 Prozent der Stimmen, in Tschetschenien gar 99,5 Prozent. Aus Tschetschenien wurden keine Verstöße gemeldet: Dort gab es niemanden, der sie feststellen konnte- es ist einfach zu gefährlich. 

4.12.2011 Dagestan: Magomed Mutalibov verschwunden 
30 Angehörige der Sicherheitsdienste drangen gegen Mittag in das Haus der Familie Mutalibov im Dorf Aschagastal-Kazmaljar in der Region Sulejman-Stalskogo ein. Nur die Mutter war zu Hause. Sie wurde nach ihrem Sohn gefragt und antwortete, dieser sei bei einem Freund. Dort wurde er verhaftet. Magomed hatte an der juristischen Fakultät in Bratsk sein Studium abgeschlossen, in der Armee gedient und war vor zwei Jahren nach Dagestan zurückgekehrt, um sich um seine Mutter zu kümmern. Er hatte in Dagestan auf dem Bau gearbeitet. Mit Datum vom 7.12. ist unbekannt, wo er festgehalten wird und seine Familie fürchtet, dass er gefoltert werden könnte. 

4.12.2011 Dagestan: Magomed Mutalibov verschwunden 
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3.12.2011 Inguschetien: Verschwundener taucht auf - wurde gefoltert 
Alischan Chadaschjew, geb. 1974, wurde am 28.11.2011 von maskierten Bewaffneten entführt. Seine Mutter berichtete der Organisation Memorial, sie habe Alischan seine Jacke gereicht und vorher die Taschen geleert. Dann habe sie beobachtet, wie ein Bewaffneter etwas in eine der Taschen legte. Als sie fragte, was er da hineingetan habe, antwortete dieser nicht. Später „fanden“ die Bewaffneten einen selbst gebastelten Sprengsatz in der Jackentasche. Aufgrund dessen wurde Alischan festgenommen und in einem Gebäude des inguschetischen Innenministeriums in der Hauptstadt Nasran festgehalten. Am Abend desselben Tages tauchte er wieder auf. Er war schwer geschlagen worden. Sein Körper wies zahlreiche Hämatome und Wunden auf. Man habe ihm eine Plastiktüte über den Kopf gezogen und geschlagen, sagte Alischan aus. Am 3.12. stellten Mitarbeiter des Innenministeriums Alischan Chadaschajews Auto in der Nähe des Ministeriums ab. Sie riefen Alischan an und forderten ihn auf, den Wagen zu holen. Im Auto lagen die Wagenpapiere sowie 21.000 Rubel, außerdem fand Alischan Blutspuren im Wagen. Seinen Pass sowie sein Notebook und Modem behielten die Behörden ein. 
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2.12.2011 Inguschetien: Student bei Wohnheimdurchsuchung zusammengeschlagen 
Gegen 8:30 Uhr führten Sicherheitskräfte im Wohnheim des islamischen Instituts in Malgobek eine Razzia durch. Alle Studenten mussten sich in das untere Stockwerk begeben, sie wurden einzeln mit Familiennamen aufgerufen. Ohne Vorwarnung wurde der Student Magomed Muzolgov, geb. 1994, in den Hof gezerrt, mit Gewehrkolben, Fäusten und Fußtritten zusammengeschlagen. Dann zerrten sie ihn ins Zimmer und begannen die anderen Studenten auszufragen, wieso sie hier studierten, ob sie Waffen trügen etc. Die Sicherheitsbeamten durchsuchten die persönlichen Gegenstände der Studenten, fotografierten sie und die Räumlichkeiten und nahmen zwei Mobiltelefone mit. Die Sicherheitsbeamten, die russisch sprachen, erklärten ihr Vorgehen nicht. Bevor sie das Wohnheim verließen sagten sie zu Muzolgov: „Das ist deine letzte Chance, am Leben zu bleiben.“ Am 24. Juli 2010 hatten Mitarbeiter des Geheimdienstes den Bruder von Magomed Muzolgov, Mustafa, getötet und am 8. August 2010 den damals erst 15-jährigen Magomed verschleppt. Sie hielten ihn zwei Wochen an einem unbekannten Ort fest, wo sie ihn schlugen und folterten. Sie wollten hören, dass die Waffen, die in der Nähe des Hauses der Familie aufgefunden worden waren, dem getöteten Mustafa gehört hatten. 

Tschetschenien unter Despot Kadyrow: Alltag in Angst
Politische Situation
Tschetschenien liegt im Nordkaukasus, der Region der Russischen Föderation mit dem niedrigsten Sicherheitsstatus und der höchsten Anzahl von Menschenrechtsverletzungen. Nach zwei Kriegen (1994-96 und 1999 - 2001), in denen jeweils bis zu 80.000 Menschen umkamen, leidet die Zivilbevölkerung dort heute unter der despotischen Herrschaft von Präsident Ramzan Kadyrow. Der bewaffnete Untergrund verübt weiter Terrorakte besonders gegen Kadyrow-treue Polizisten und Sicherheitsbeamte, aber auch gegen Zivilisten. Die Kämpfer setzen die Bevölkerung unter Druck, sich ihren Reihen anzuschließen oder sie durch Nahrungsmittel und ähnliches zu unterstützen. Die Arbeitslosigkeit beträgt rund 80%, viele Menschen sind krank, haben Verwandte und Freunde im Krieg verloren und leiden unter Traumata. In der Republik leben im Moment hunderte Familien als Binnenflüchtlinge in Übergangswohnheimen, deren Zwangsräumung angedroht wird.
Die Bevölkerungszahl insgesamt liegt bei rund einer Million. Geradezu traumatische Auswirkungen auf die Gesellschaft hat die Praxis des Verschwindenlassens von Zivilisten. Präsident Ramzan Kadyrow ist ein despotischer Herrscher, der seinen Personenkult pflegt und sich mit Männern umgibt, die ihm hörig sind. Kadyrow propagiert islamische Werte, die ursprünglich nicht in der tschetschenischen Gesellschaft verankert waren, wie die Verschleierung und die massive Reglementierung der Frauen, die als Eigentum der Männer angesehen werden.
Kadyrow ist es gelungen, die Republik weitgehend wiederaufzubauen und ein Regime zu etablieren, das nach außen glänzt. Alle Merkmale einer Demokratie, wie eine freie Presse, ein funktionierendes Parlament, eine unabhängige Justiz oder auch nur ein geringes Maß an Meinungsfreiheit, sucht man hier vergeblich. Kadyrow wird direkt von Wladimir Putin gestützt. Ein Großteil des tschetschenischen Haushalts stammt aus der Moskauer Staatskasse. Dafür wurden Putin und Kadyrow immer wieder kritisiert. Kadyrow stellt seinen Reichtum gerne zur Schau. So ließ er zu seinem 35. Geburtstag im Oktober 2011 Hollywood-Größen einfliegen. Danach gefragt, woher das Geld dafür komme, antwortete er, es falle einfach vom Himmel. Ein Bruch zwischen Putin und Kadyrow ist jedoch nicht absehbar. 

Verschwindenlassen als häufigstes Verbrechen


Die Staatsorgane in Tschetschenien wie Polizei, Miliz und Angehörige der Innenbehörden unterstehen Kadyrow und seinen Vertrauten. Selbst wenn sie wollten, könnten sie nicht unabhängig agieren. Dies machen Briefe des Staatsanwalts deutlich, die von der Menschenrechtsorganisation Memorial veröffentlicht wurden (Link). 

Das am weitesten verbreitete Verbrechen in Tschetschenien ist die Entführung oder Verschleppung: Unbekannte, meist maskierte und bewaffnete Männer dringen in die Wohnung des Opfers ein und zerren den Betroffenen mit sich. In den ersten Tagen nach der Tat verweigern die Behörden die Auskunft über diese Fälle. Danach versuchen die Angehörigen verzweifelt, ihre Söhne, Männer oder Brüder zu finden. Meist haben sie keinen Erfolg. 

Menschen werden aber auch auf offener Straße verschleppt. Sie werden in illegale Gefängnisse gebracht und systematisch gefoltert. Einige werden ermordet. In manchen Fällen wird dann ein Verfahren eingeleitet. Die Ermittlungen, so ist die Menschenrechtsorganisation Memorial überzeugt, sind aber nur „Scheinermittlungen“, da es keinen politischen Willen gibt, die Hintermänner der Taten - in den allermeisten Fällen Angehörige der Sicherheitsstrukturen - zu verhaften. Das Schicksal von Tausenden Menschen ist ungeklärt. 

Opfer von Verschwindenlassen werden unterschiedliche Personengruppen: Männer, die verdächtigt werden, dem bewaffneten Untergrund anzugehören oder ihn zu unterstützen, bzw. Salafisten* zu sein. Entführt werden auch Rückkehrer nach Tschetschenien, die von den Behörden generell verdächtigt werden, zurückgekehrt zu sein, um den bewaffneten Untergrund zu unterstützen. Kadyrow ruft offen zu Denunzierung, Gewalt, Selbstjustiz und Strafmaßnahmen gegen seine Gegner auf. Dass Eltern für die Taten ihrer Kinder verantwortlich gemacht werden, ist für ihn selbstverständlich. 
Memorial beschreibt dieses „Verschwindenlassen“ als „massenhaftes und systematisches Verbrechen“ und listet Einzelfälle auf. Es gelingt der Organisation aber nicht mehr, ein flächendeckendes Monitoring durchzuführen. Deshalb bezeichnet Memorial die aufgeführten Fälle als „Spitze des Eisbergs“. 

Frauen ohne Rechte
Der tschetschenische Präsident Kadyrow hat sich klar darüber geäußert, wie er die Rolle der Frau in Tschetschenien sieht: 
≪Die Frau muss ihren Platz kennen……. Eine Frau muss ein Eigentum sein und der Mann ist der Besitzer. Bei uns ist es so, dass der Mann und der Bruder die Verantwortung tragen, wenn sich eine Frau nicht richtig verhält. Und wenn eine Frau über die Stränge schlägt, dann wird sie, entsprechend unserer Traditionen, von den Verwandten getötet. …. Ja, das ist alles vorgekommen, dass der Bruder seine Schwester, der Mann seine Frau getötet haben≫ (Quelle: http://www.kp.ru ). 

Der tschetschenische Staat in Person von Ramzan Kadyrow bestimmt auch über die Kleidung der Frauen, über ihre Rolle in Familie und Gesellschaft und bricht so klar die russische Verfassung, nach der Männer und Frauen gleichgestellt sind. Kadyrow verlangt von den Frauen, sich zu verschleiern, d.h. Kopf und Haare, Arme und Beine zu bedecken, obwohl das in Tschetschenien nicht Tradition ist. Hier wurde früher lediglich ein Dreieckstuch getragen oder ein Haarband. Frauen müssen sich an ihrem Arbeitsplatz verschleiern, aber auch auf öffentlichen Plätzen. Frauen, die sich nicht daran halten, laufen Gefahr auf offener Straße angesprochen oder angepöbelt zu werden. Während des Ramadan 2009 gab es Berichte darüber, dass Frauen, die sich nicht nach dem vorgegebenen Kleidungskodex anzogen, mit Farbpistolen beschossen und auf der Straße gedemütigt wurden. (HRW, AI, Bericht) Kadyrow hatte diese Paintball-Attacken damals gerechtfertigt und gut geheißen. Frauen berichten darüber, dass unbekannte Männer sie an ihrem Arbeitsplatz aufsuchen, um zu überprüfen, ob sie „anständig“ gekleidet sind. 

Frauen in Tschetschenien sind in der Hinsicht vogelfrei, als sie vor Entführungen nicht sicher sind, wenn ein Mann, besonders aus der Umgebung Kadyrows, ein Auge auf sie geworfen hat. Es gibt Berichte darüber, dass Familien es ihren Töchtern aus Angst vor Verschleppungen verbieten, aus dem Haus zu gehen. Wenn eine Frau verschleppt wird, wird dies als traditioneller Brautraub getarnt, ist jedoch eine schwerste Menschenrechtsverletzung. 


*Die Begriffe Salafiten und Salafismus gehen auf den arabischen Begriff Salafiya zurück. 

Als Salafiten werden unterschiedliche religiöse und politische Bewegungen bezeichnet, die sich etwa seit Beginn des letzten Jahrhunderts an einem idealisierten Bild der Frühzeit des Islam (arab. "Salaf" steht für "Ahnen", "Vorfahren") orientieren. Der Begriff Salafismus dagegen steht heute für eine Strömung des Islamismus. Ihre Anhänger werden als Salafisten bezeichnet. Sie behaupten, besonders eng dem Wortlaut des Koran und den Überlieferungen über das Leben des Propheten (sunna) zu folgen. Das gilt insbesondere auch für Aeußerlichkeiten wie Bekleidungsvorschriften. Viele Salafisten tragen deshalb lange Bärte, weite Gewänder und Kopfbedeckungen. Frauen, die kein Kopftuch tragen, begehen nach Überzeugung von Salafisten eine schwere Sünde.

Hetze gegen Tadschiken einstellen! 
	Menschenrechtler 


Göttingen, 17. November 2011

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) warnt vor einer Eskalation der rassistisch motivierten Gewalt gegen Tadschiken in Russland. „Selbst Politiker hetzen offen gegen diese ethnische Gruppe und spielen so russischen Rechtsextremen in die Hände“, kritisierte Sarah Reinke, GUS-Referentin der GfbV, am Donnerstag in Berlin. „Viele Reaktionen auf das ungewöhnlich harte Urteil eines tadschikischen Gerichts gegen zwei Piloten, die in Tadschikistan notlanden mussten, sind vollkommen irrational und zudem fremdenfeindlich. Auf dem Rücken der Tadschiken darf Putin keinen Wahlkampf machen!“ 

Hunderte tadschikische Migrationsarbeiter wurden in den vergangenen Tagen in Russland festgenommen, um sie in ihre Heimat abzuschieben. Am 8.11. waren es 84 Personen, am 14.11. 205 und am 15.11. bereits 245 Personen. „Jetzt trauen sich viele Tadschiken aus Angst vor Festnahme, Abschiebung oder Anpöbelungen nicht mehr auf die Straße“, berichtete Reinke. „Dass nun auch noch der oberste russische Amtsarzt behauptet, Tadschiken schleppten Infektionskrankheiten wie Tuberkulose und HIV/AIDS ein und weitere Migration nach Russland sollte verboten werden, setzt dem ganzen die Krone auf.“

Tadschiken werden am häufigsten Opfer rassistisch motivierter Gewalt in Russland. Nach Angaben der russischen Organisation SOVA seien 2010 allein 38 Personen von Rassisten ermordet worden. Bis zu eine Million tadschikische Arbeitsmigranten lebten und arbeiteten unter so unmenschlichen Bedingungen in Russland, dass man sie nur als moderne Sklaverei beschreiben könne, sagte Reinke. Meist hausten sie in Verschlägen direkt auf Baustellen, Bazaren oder auf der Straße, wo sie sich als Autoputzer verdingen. In den ersten zehn Monaten des Jahres 2011 gingen mehr als 674.000 Tadschiken nach Russland. Hohe Arbeitslosigkeit und Armut sind Gründe für die Migration. 

Die Stimmung gegen Tadschiken in Russland eskaliert, weil der russische Pilot Wladimir Sadownitschij und sein estnischer Kollege Alexej Rudenko nach ihrer Notlandung in Tadschikistan in der vergangenen Woche zu 8,5 Jahren Freiheitsentzug verurteilt wurden. Ihnen wurde Schmuggel, gesetzwidrige Grenzüberschreitung und Verletzung von Flugregeln zur Last gelegt. Das russische Außenamt bewertete das Urteil als „übermäßig streng und politisch motiviert“. 

Sarah Reinke ist für Nachfragen erreichbar unter Tel. 01 57 71 83 60 82.

http://www.gfbv.de/pressemit.php?id=2942&stayInsideTree=1
50 Jahre Europäischer Menschenrechtsgerichtshof:
	GfbV International würdigt Arbeit und fordert von der Türkei und Russland die Einhaltung der Menschenrechtskonvention


Göttingen/Berlin/Wien/Bern/Sarajevo/Bozen/Arbil, 20. Februar 2009

Für viele Opfer von Menschenrechtsverletzungen ist der Europäische Menschenrechtsgerichtshof (EMGR) die letzte Hoffnung, wenn alle inländischen Gerichte schon versagt haben. Dies gilt besonders für unterdrückte Minderheiten wie die Kurden in der Türkei oder die Tschetschenen, die innerhalb der russischen Justiz keine Chance auf Gerechtigkeit haben. "Die Arbeit des EMGR zur Türkei und Russland ist auch deshalb wichtig, weil sie maßgeblich zur Dokumentation und Veröffentlichung der Menschenrechtsverletzungen beiträgt und den Ländern Standards unabhängiger Gerichtsverfahren vorführt", lobt der Präsident der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) International, Tilman Zülch in Göttingen. 

Mit 257 Verurteilungen im Jahr 2008 ist die Türkei Spitzenreiter in Sachen Menschenrechtsverletzungen in Europa, dicht gefolgt von Russland mit insgesamt 233 Verurteilungen, davon mehr als 60 Urteile zu Verbrechen in Tschetschenien. Hierbei handelt es sich fast ausnahmslos um Schuldsprüche wegen Mordes, Folter oder des "Verschwindenlassens" von Tschetschenen. Zusammen mit Rumänien und der Ukraine machen Russland und die Türkei 57 % aller Klagen gegen die Verletzung von Menschenrechten aus, die an den EGMR herangetragen werden. Die verbleibenden 43 % verteilen sich auf die übrigen 43 Unterzeichnerstaaten. 

"Der EMGR darf nicht gezwungen werden, die unabhängige Justiz in Ländern wie der Türkei und Russland zu ersetzen. Diese Länder müssen sich internationalen Standards beugen und die Konventionen, die sie ratifiziert haben, endlich umsetzen", fordert die GfbV. 

Ein äußerst schockierendes Beispiel für die z. T. zutiefst den Menschenrechtskonventionen zuwiderlaufenden Verhältnisse in der Türkei ist der Fall des Kurden, Oktay Güveç, der wegen angeblicher Mitgliedschaft in der verbotenen kurdischen Arbeiterpartei (PKK) im September 1995 nicht einmal 15-jährig inhaftiert wurde. Er wurde beschuldigt für die PKK Gelder eingetrieben und in diesem Zusammenhang ein Auto in Brand gesetzt zu haben. Güveç gestand, sagt jedoch später aus, dass er von der Polizei gefoltert und zu einem Geständnis gezwungen worden sei. Auch die Augenzeugenberichte wurden im Nachhinein zurückgezogen. Bei der Anhörung und in den ersten Monaten seines Prozesses hatte der Fünfzehnjährige keinen Anwalt. Seine Familie durfte ihn nicht besuchen. 18 Monate lebte Güveç mit der Angst vor der Todesstrafe. Obwohl in seinem Fall eindeutig das Kinder und Jugendstrafrecht hätte angewandt werden müssen, wurde Güveç nach 
Erwachsenenstrafrecht verurteilt. Zudem verbrachte er fünf Jahre in einem Gefängnis für ebenfalls erwachsene Straftäter. Nach zwei Selbstmordversuchen lebt er heute in Belgien, wo ihm Asyl gewährt wurde. 

Leider ist Oktay Güveç kein Einzelfall. Immer wieder werden in der Türkei die Menschenrechte missachtet, auch die von Kindern. Immer wieder wird die Türkei vom EGMR wegen Nichteinhaltung der Menschenrechtskonventionen verurteilt. Im Fall Oktay Güveç lautete das Urteil auf Geldstrafe von ca. 50 000 Euro wegen Folter und der Nichtgewährung des Rechts auf Freiheit und Sicherheit und des Rechts auf einen Fairen Prozess. Das Geld erhielt Güveç als Kompensationsleistung. 

http://www.gfbv.de/pressemit.php?id=1761&stayInsideTree=1

